Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2967 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Baier, Dr. Czaja, Dr. Burgbacher, 
Dr. Ritz, Biechele, Röhner und Genossen 


betr. öffentlich geförderte Eigentumsmaßnahmen im 
Wohnungsbau 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie groß war im Jahr 1967 in den Ländern der prozentuale 
Anteil an öffentlich geförderten Eigentümerwohnungen in Fa- 
milienheimen und Mehrfamilienhäusern (einsdiließlidi Woh- 
nungseigentum) gegenüber dem Anteil an öffentlich geförder- 
ten Mietwohnungen? 

2. Wie hoch waren die Zahlen der unerledigten Anträge auf 
Förderung von Familienheimen und Eigentumswohnungen 
einschließlich Kaufeigenheimen und Kaufeigentumswohnun- 
gen in den einzelnen Ländern zum 30. Juni 1966 und zum 
30. Juni 1967, wie wurden diese Zahlen im Sinne vom § 30 
Abs. 1 des 11. Wohnungsbaugesetzes bei derMittelverteilung 
ausgewertet und haben sie die Mittelverteilung so beein- 
flußt, daß „in erster Linie" auch die unerledigten Eigen- 
tumsanträge „berücksichtigt werden"? 

3. Wie hoch sind in den einzelnen Ländern im Durchschnitt 
im Jahre 1967 die öffentlichen Baudarlehen und die mit 
öffentlichen Mitteln verbilligten Darlehen zum Bau von Fa- 
milienheimen und zum Bau von Mietwohnungen tatsächlich 
bewilligt worden? 

4. Mit welchen Auflagen (§ 19 Abs. 3 des 11. WBG) wird der 
Bundesminister für Wohnungswesen und Städtebau die Ver- 
teilung der Bundesmittel verbinden, um zwingenden Vor- 
schriften des § 26 des 11. WBG über den Einsatz der öffent- 
lichen Mittel und den Willen der förderungsberechtigten 
Antragsteller mit förderungsfähigen Anträgen Geltung zu 
verschaffen ? 
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5. Sind Fälle bekannt, wonach der Bau von Eigenheimen für 
kinderreiche Familien angesichts der gestiegenen Baukosten 
und der gesunkenen bzw. stagnierenden Darlehens-Förde- 
rungssätze nicht mehr möglich ist, und was gedenkt die 
Bundesregierung in diesen Fällen zu tun ? 
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